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Verhandlungen zwischen der EWG und den AKP-Staaten 

Nach dem 31. Januar 1975 durchzuführende Übergangsmaßnahmen ’) 


I. Einleitung 

Ab 1. Februar 1975, d. h. nach dem Ablaufen des 
Abkommens von Jaunde und des Abkommens von 
Arusha sowie des sich aus dem Beitrittsvertrag 
ergebenden status quo müssen bis zum Inkraft- 
treten des künftigen Abkommens EWG-AKP Über- 
gangsmaßnahmen getroffen werden. 

Diese Maßnahmen sollen sich erstrecken auf die 
Beziehungen der Gemeinschaft zu 

— den AASM (Abkommen von Jaunde, Artikel 62) 

— den ostafrikanischen Staaten (Abkommen von 
Arusha, Artikel 36) 

— den übrigen im Protokoll 22 genannten Ländern 
(Beitrittsvertrag, Artikel 115 Absatz 3) 

— den ÜLG (Ratsbeschluß vom 29. September 1970) 
(70/549/EWG, Artikel 39) 

— den abhängigen Gebieten 

— gewissen assoziierbaren Drittländern, die an den 
Verhandlungen EWG-AKP teilnehmen. 

Die Kommission hält es für die beste Lösung, ge- 
wisse Bestimmungen des künftigen Abkommens 
EWG-AKP, insbesondere auf dem Gebiet des Waren- 
verkehrs, vorzeitig anzuwenden. 

Zu diesem Zweck bedarf es jedoch selbst für den 
Fall, daß das neue Abkommen EWG-AKP in naher 
Zukunft unterzeichnet wird, einer gewissen Frist, 
um die erforderlichen Verwaltungs- und technischen 
Maßnahmen zu ergreifen. Es muß also vermieden 
werden, daß nach dem 1. Februar 1975 eine Lücke 
entsteht. 

Daher ist die Kommission der Ansicht, daß in zwei 
Übergangsphasen vorgegangen werden soll: 

1. Bei der Unterzeichnung des Abkommens müßten 
sich die Vertragsparteien über den Zeitpunkt 
einigen, zu dem gewisse Bestimmungen des 
neuen Abkommens, die in einem Interimsab- 
kommen festzulegen sind, im Vorgriff angewandt 
werden. 


2. In der Zeit vom 1. Februar 1975 bis zu dem oben- 
genannten Zeitpunkt müßte - für eine erste 
Übergangsphase - eine status quo-Regelung ein- 
geführt werden, durch die die Geltungsdauer 
gewisser Bestimmungen der auf der Grundlage 
der obengenannten Rechtsakte geltenden Rege- 
lungen verlängert wird. 

Für gewisse assoziierbare Drittländer, die an den 
Verhandlungen teilnehmen, ist in diesem Zusam- 
menhang kein Beschluß vorzusehen, da sie während 
dieser ersten Phase weiterhin als Drittländer ange- 
sehen werden. 


II. Status Quo (erste Übergangsphase) 

1. AASM 

1.1. Regelung der Einfuhr in die EWG und in die 
AASM 

Die Bestimmungen des gesamten Titels I des 
Abkommens von Jaunde, einschließlich der Pro- 
tokolle 1 bis 5, bildeten die Grundlage der Han- 
delsregelung zwischen den Partnern. Diese Be- 
stimmungen wurden durch Durchführungsmaß- 
nahmen ergänzt, die vom Assoziationsrat 
namentlich in bezug auf die Bestimmung des Be- 
griffs „Ursprung" sowie die Informations- und 
Konsultationsregelung beschlossen wurden. 

Trotz der deutlichen Unterschiede zwischen die- 
ser Regelung und der künftigen AKP-Regelung 
muß die am 31. Januar 1975 bestehende Lage bis 
zum Inkrafttreten der neuen Bestimmungen für 
die gleichen Bereiche aufrechterhalten werden. 

Lösungsvorschlag 

Es ist ein Beschluß des Assoziationsrates vorzu- 
sehen, demzufolge der gesamte Titel I des Ab- 
kommens von Jaunde, die Protokolle 1 bis 5, 


q Die Vorschläge in diesem Dokument erstrecken sich 
auch auf die Beziehungen zu den ÜLG und den ab- 
hängigen Gebieten. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 21. Januar 1975 - 1/4 - 680 70 -E - Ak 2/75: 

Die Mitteilung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 20. Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu der genannten Kommissionsmitteilung ist vorgesehen . 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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die Anhänge II, X und XI sowie die Beschlüsse 
des Assoziationsrates zur Durchführung dieser 
Bestimmungen in der ersten Übergangsphase 
Anwendung finden. 

1.2. Finanzielle und technische Zusammenarbeit 

Die diesbezüglichen Bestimmungen in Titel II 
des Abkommens, in den Protokollen 6 und 7 und 
in den Anhängen III, IV und XII könnten nach 
dem 31. Januar 1975 in Kraft bleiben. 

Die Bindung der Restbeträge aus dem dritten 
EEF zugunsten der AASM macht keinen beson- 
deren Beschluß erforderlich; sie ist in dem inter- 
nen Abkommen über diesen Fonds vorgesehen. 

Die Gemeinschaft könnte die EIB, wie sie es be- 
reits in der Zeit zwischen den beiden Abkom- 
men von Jaunde getan hat, bitten, ihre Eigen- 
mittel weiterhin für die AASM bereitzustellen, 
sofern der Höchstbetrag von 90 Millionen RE 
zum 31. Januar 1975 nicht erreicht wäre - was 
wahrscheinlich ist. 

1.3. Sonstige Bestimmungen 

Ebenfalls in Kraft blieben nach dem 31. Januar 
1975 die Bestimmungen über 

— Niederlassungsrecht, Dienstleistungen, Zah- 
lungs- und Kapital verkehr; 

— die Organe; 

— gewisse allgemeine Schlußbestimmungen; 

— die Beschlüsse des Assoziationsrates zur 
Durchführung der vorstehend genannten Be- 
stimmungen. 

Siehe: Entwurf eines Beschlusses des Assozia- 
tionsrates EWG-AASM über die vor- 
stehend unter den Ziffern 1.1., 1.2., 1.3. 
vorgeschlagenen Bestimmungen: An- 
hang I. 

1.4. Einseitige Maßnahmen betreffend die in Arti- 
kel 2 Abs. 2 des Abkommens genannten Agrar- 
erzeugnisse 

Die Geltungsdauer der von der Gemeinschaft 
gemäß Artikel 2 Absatz 2 und des Protokolls 
Nr. 1 des Abkommens von Jaunde erlassenen 
Verordnungen ist bis zum Ablauf des Abkom- 
mens, d. h. bis zum 31. Januar 1975, befristet. 

Lösungsvorschlag 

Die Kommission unterbreitet dem Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften beiliegend die erfor- 
derlichen Vorschläge zur Erfüllung der Ver- 
pflichtungen, die für die Dauer der ersten Über- 
gangsphase für die in Artikel 2 Absatz 2 des 
Abkommens von Jaunde genannten Erzeugnisse 
einzugehen sind. 

Siehe: Vorschlag für eine Verordnung des Ra- 
tes, Anhang II. 


1.5. Regelung für die EGKS-Erzeugnisse 

Das Abkommen über die EGKS-Erzeugnisse, 
das gleichzeitig mit dem Abkommen von Jaunde 
zwischen den Mitgliedstaaten der EGKS und den 
AASM geschlossen wurde, läuft ebenfalls am 
31. Januar 1975 ab. In dem Abkommen ist nicht 
ausdrücklich eine Verlängerungsmöglichkeit 
vorgesehen. Die Verlängerung wäre nur durch 
den Abschluß eines neuen Abkommens mög- 
lich, das von den Parlamenten der Mitglied- 
staaten ratifiziert werden müßte. Diese Lösung 
kommt natürlich nicht in Frage. Die Mitglied- 
staaten können jedoch einseitig beschließen, 
den Bestimmungen des Artikels 1 des Abkom- 
mens gleichwertige Bestimmungen (Befreiung 
von Zöllen und Abgaben gleicher Wirkung) für 
die Dauer der Übergangszeit weiterhin anzu- 
wenden. 

Siehe: Entwurf eines Beschlusses der Mitglied- 
staaten, Anhang I. 

2. Ostafrikanische Länder 

2.1. Regelung der Einfuhr in die EWG und in die 
ostafrikanischen Länder 

— Die Bestimmungen des gesamten Titels I 
des Abkommens von Arusha, einschließlich 
der Protokolle 1 bis 5, bildeten die Grund- 
lage der Handelsregelung zwischen den Part- 
nern. Die Bestimmungen wurden durch 
Durchführungsmaßnahmen ergänzt, die vom 
Assoziationsrat namentlich hinsichtlich der 
Bestimmung des Begriffs „Ursprung" be- 
schlossen wurden. 

Trotz der deutlichen Unterschiede zwischen 
dieser Regelung und der künftigen AKP- 
Regelung muß die am 31. Januar 1975 be- 
stehende Lage bis zum Inkrafttreten der 
neuen, für die gleichen Bereiche geltenden 
Bestimmungen aufrechterhalten werden. 

Lösungsvorschlag 

Es ist ein Beschluß des Assoziationsrates vor- 
zusehen, wonach der gesamte Titel I des Ab- 
kommens von Arusha, die Protokolle 1 bis 5 
und die Anhänge 1, 2, 3, 5 und 6 sowie die Be- 
schlüsse des Assoziationsrates zur Durchführung 
dieser Bestimmungen auch in der ersten Über- 
gangsphase Anwendung finden. 

2.2. Sonstige Bestimmungen 

Nach dem 31. Januar 1975 können außerdem 
angewandt werden die Bestimmungen über: 

— Niederlassungsrecht und Dienstleistungen 
— Zahlungs- und Kapitalverkehr 

— die Organe 

— gewisse allgemeine und Schlußbestimmun- 
gen 
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— die Beschlüsse des Assoziationsrates zur 
Durchführung der vorstehend genannten Be- 
stimmungen. 

Siehe: Entwurf eines Beschlusses des Assozia- 
tionsrates EWG/Ostafrikanische Länder 
über die vorstehend unter den Ziffern 

2.1. und 2.2, gemachten Vorschläge, An- 
hang IV, 

2.3. Landwirtschaftliche Erzeugnisse 

Einseitige Maßnahmen betreffend die in Arti- 
kel 2 Absatz 1 des Abkommens genannten 
Agrarerzeugnisse: die Geltungsdauer der von 
der Gemeinschaft gemäß Artikel 2 Absatz 2 des 
Abkommens erlassenen Verordnungen ist bis 
zum Ablauf des Abkommens befristet. 

Lösungsvorschlag 

Die Kommission unterbreitet dem Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften beiliegend die erfor- 
derlichen Vorschläge zur Erfüllung der Ver- 
pflichtungen, die für die Dauer der ersten Über- 
gangsphase für diese Erzeugnisse einzugehen 
sind. 

Siehe: Vorschlag für eine Verordnung des Ra- 
tes, Anhang II. 

3. ÜLG 

Durch einen Beschluß des Rates der Europä- 
ischen Gemeinschaften kann die Geltungsdauer 
der Titel I bis III, des Artikels 38 und der An- 
hänge zu dem Beschluß des Rates vom 29. Sep- 
tember 1970 bis zu dem Zeitpunkt verlängert 
werden, zu dem die Bestimmungen in Kraft tre- 
ten, die der Rat erläßt, um den Bestimmungen 
des obengenannten Beschlusses nachzukommen; 
dieser Zeitpunkt deckt sich mit dem Zeitpunkt 
des vorzeitigen Inkrafttretens gewisser Bestim- 
mungen des Abkommens EWG-AKP. 

Siehe: Entwurf eines Beschlusses des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften, Anhang 
V, 

Für die in Artikel 2 Absatz 2 des oben erwähn- 
ten Ratsbeschlusses vom 29. September 1970 
genannten Agrarerzeugnisse werden im Rahmen 
des Vorschlags für eine Ratsverordnung (An- 
hang II) Übergangsmaßnahmen vorgeschlagen. 

4. In Artikel 24 der Beitrittsakte genannte Länder 
und Gebiete 

5. In Artikel 109 der Beitrittsakte genannte Staa- 
ten 

Gemäß den Artikeln 115 Absatz 3 und 119 Ab- 
satz 3 kann durch einen Beschluß des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften der in diesen Arti- 
keln vorgesehene Status quo bis zum vorzei- 
tigen Inkrafttreten gewisser Bestimmungen des 
Abkommens EWG-AKP beibehalten werden 1 ). 


Siehe: Entwurf eines Beschlusses des Rates 
der Europäischen Gemeinsdiaften An- 
hang VI. 


III. Vorzeitiges Inkrafttreten gewisser Bestimmungen 
des Abkommens EWG-AKP (zweite Übergangs- 
phase) 

1 . AKP-Staaten 

1.1. Interimsabkommen 

Falls sich die Vertragsparteien auf ein Interims- 
abkommen als Lösung einigen, wodurch zu 
einem noch zu vereinbarenden Zeitpunkt - nach 
einer ersten Phase des Status quo - vorzeitig 
gewisse Bestimmungen des Abkommens EWG- 
AKP angewandt werden (siehe Ziffer 1 der Ein- 
leitung), wird die Kommission dem Rat zu ge- 
gebener Zeit geeignete Vorschläge, namentlich 
für den Bereich des Warenverkehrs, unterbrei- 
ten. 

1.2. Sonstige Maßnahmen 

Die Kommission ist der Ansicht, daß noch an- 
dere auf dem künftigen Abkommen beruhende 
Überzeugungsmaßnahmen nach der Unterzeich- 
nung des Abkommens getroffen werden müßten, 
und zwar auf folgenden Gebieten: 

A. Finanzielle und technische Zusammenarbeit 

Es müssen Übergangsbestimmungen erlassen 
werden, damit im Einvernehmen mit den AKP- 
Staaten die Vorarbeiten für den Einsatz des 
vierten EEF zugunsten aller AKP-Staaten unter 
Berücksichtigung der im Abkommen festgeleg- 
ten Vorschriften, Zuständigkeitsbereiche und 
Verfahren durchgeführt werden können. 

Diese Bestimmungen erstrecken sich auf folgen- 
• de Bereiche 2 ) : 

(1) Programmierung 

Die zuständigen Dienststellen der Gemein- 
schaftsorgane können gleich nach der Unter- 
zeichnung des neuen Abkommens und der inter- 
nen Durchführungsbestimmungen der Gemein- 
schaft zusammen mit den verantwortlichen Stel- 
len der einzelnen AKP-Staaten mit der Program- 
mierung der Gemeinschaftshilfe beginnen. 


9 In den Beziehungen zwischen Großbritannien und den 
unter Ziffern 4 und 5 genannten Staaten, Ländern und 
Gebieten ist es Sache Großbritanniens, die gegebenen- 
falls notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. 

2 ) Gleichartige Bestimmungen waren 1969 für die Vor- 
arbeiten für den Einsatz des dritten EEF erlassen und 
den AASM in einer im Verhandlungsprotokoll nieder^ 
gelegten Erklärung der Gemeinschaft zur Kenntnis ge- 
bracht worden. 
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Diese Programme können auch während der 
Übergangszeit von Vertretern der einzelnen 
AKP-Staaten und Vertretern der Gemeinschaft 
erörtert werden. 

(2) Einreichung der Vorhaben 

Die Gemeinschaft würde sich damit einverstan- 
den erklären, daß die Anträge auf Finanzierung 
von Vorhaben und Aktionsprogrammen aus dem 
vierten EEF oder Eigenmitteln der EIB gleich 
nach der Unterzeichnung des neuen Abkommens 
und seiner Durchführungsbestimmungen einge- 
reicht werden können. 

(3) Prüfung der Vorhaben 

Die zuständigen Dienststellen der Gemein- 
schaltsorgane könnten während der Übergangs- 
zeit zusammen mit den zuständigen Organen 
der AKP-Staaten die eingereichten Vorhaben 
und Aktionsprogramme prüfen. 

Sie werden alle erforderlichen Vorkehrungen 
treffen, um nach Möglichkeit auch die Finanzie- 
rungsabkommen und die Ausschreibungsunter- 
lagen für diese Vorhaben auszuarbeiten. 

(4) Vorbereitung der Finanzierungsbeschlüsse 

Die für die Entscheidung über die Finanzie- 
rung zuständigen Organe der Gemeinschaft kön- 
nen sich während der Übergangszeit mit den 
Vorhaben und Aktionsprogrammen befassen, 
deren Prüfung in der Zwischenzeit abgeschlos- 
sen wäre. Die Vorhaben und Programme können 
allerdings erst nach Inkrafttreten des neuen Ab- 
kommens endgültig genehmigt und zum Gegen- 
stand eines Finanzierungsbeschlusses gemacht 
werden. 

B. Einsetzung eines Interimsausschusses 

Die Kommission ist der Ansicht, daß noch an- 
dere Übergangsmaßnahmen, die insbesondere 
die Vorarbeiten für das künftige Abkommen 
zum Gegenstand haben, bei der Unterzeichnung 
des Abkommens getroffen werden müssen. Zu 
diesem Zweck können die Gemeinschaft und die 
AKP-Staaten durch eine gemeinsame Akte, bei- 
spielsweise einen Austausch von Schreiben, 
einen Interimsausschuß einsetzen. 

In der ersten Übergangsphase erstrecken sich 
die Arbeiten des Interimsausschusses unter an- 
derem auf: 

• den Entwurf einer Geschäftsordnung des Asso- 
ziationsrates und den Entwurf einer Ge- 
schäftsordnung des Assoziationsausschusses 

• die Einzelheiten der Vorlage des Abkom- 
mens im GATT 

• die Vorbereitung der Durchführung der Ur- 
sprungsregeln, des Systems zur Stabilisierung 
der Ausfuhrerlöse und der industriellen und 
kommerziellen Zusammenarbeit. 


In der zweiten Übergangsphase hat er außer- 
dem für die Anwendung der vorzeitig in Kraft 
getretenen Bestimmungen des Abkommens 
Sorge zu tragen und insbesondere die in die- 
sen Bestimmungen vorgesehenen Erörterungen 
und Konsultationen durchzuführen. 

Siehe: Entwurf einer gemeinsamen Akte der 
Gemeinschaft und der AKP-Staaten, An- 
hang VII. 

2. ÜLG (einschließlich der in Artikel 24 der Bei- 
trittsakte genannten Länder und Gebiete) 

2.1. Durch einen Beschluß des Rates der Europä- 
ischen Gemeinschaften sollen ähnliche Bestim- 
mungen erlassen werden, wie sie in den vor- 
stehend unter Ziffer 1.1. genannten Beziehun- 
gen zu den AKP-Staaten vorzusehen sind. Nach 
der Unterzeichnung des Abkommens EWG-AKP 
wird dem Rat zu gegebener Zeit ein diesbezüg- 
licher Vorschlag der Kommission unterbreitet. 

2.2. Gleich nach der Unterzeichnung des Abkom- 
mens EWG-AKP können ähnliche Übergangs- 
bestimmungen über die finanzielle und tech- 
nische Zusammenarbeit wie im Falle der AKP- 
Staaten (siehe vorstehend Ziffer 1.2. A) für die 
ÜLG erlassen werden, um die Vorarbeiten für 
den Einsatz des vierten EEF zu ermöglichen. 

IV. Schlußfolgerungen 

Zusammenfassend schlägt die Kommission vor, die 
Übergangsregelung für die Beziehungen zu sämtlichen 
AKP-Staaten und ÜLG/abhängigen Gebieten bis zum 
Inkrafttreten des Abkommens EWG-AKP auf der 
Grundlage der folgenden Bestimmungen und Be- 
schlußfassungsverfahren festzulegen: 

I. Erste Ubergangsphase (vom 1. Februar 1975 bis 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Interims- 
abkommens EWG-AKP) : 

1. AASM 

— Beschluß des Assoziationsrates EWG- 
AASM zur Verlängerung gewisser Be- 
stimmungen des Abkommens von Jaun- 
de (Anhang I) 

— Verordnung des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften über die landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse (Anhang II) 

— Beschluß der Mitgliedstaaten der EGKS 
zur Verlängerung gewisser Bestimmun- 
gen des Abkommens mit den AASM 
über die EGKS-Erzeugnisse (Anhang III). 

2. Ostafrikanische Länder 

— Beschluß des Assoziationsrates EWG- 
Ostafrikanische Länder zur Verlänge- 
rung gewisser Bestimmungen des Ab- 
kommens von Arusha (Anhang IV) 
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— Landwirtschaftliche Erzeugnisse: Verord- 
nung des Rates über die landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse (Anhang II). 

3. ÜLG 

— Beschluß des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften zur Verlängerung der Gel- 
tungsdauer der Bestimmungen des Be- 
schlusses vom 29. September 1970 (An- 
hang V) 

— Landwirtschaftliche Erzeugnisse: Verord- 
nung des Rates über landwirtschaftliche 
Erzeugnisse (Anhang II) 

— EGKS-Erzeugnisse: Beschluß der Mit- 
gliedstaaten (Anhang III). 

4. In Artikel 24 der Beitrittsakte genannte 
Länder und Gebiete 

5. In Artikel 109 der Beitrittsakte genannte 
Commonwealth-Staaten 

Beschluß des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften zur Verlängerung des in der 
Beitrittsakte vorgesehenen status quo (An- 
hang VI). 

6. Andere assoziierbare Drittländer, die an 
den Verhandlungen EWG-AKP teilnehmen. 
Es ist kein Beschluß vorzusehen, da diese 
Länder während der ersten Übergangsphase 
als Drittländer behandelt werden. 

II. Zweite Übergangsphase (bis zum Inkrafttreten 

des Abkommens EWG-AKP) 

— Zu einem noch zu vereinbarenden Termin 
vorzeitige Inkraftsetzung gewisser Bestim- 
mungen des Abkommens EWG-AKP durch 
ein Interimsabkommen EWG— AASM, das zu- 
sammen mit dem Abkommen EWG-AKP zu 
unterzeichnen ist. 


— Vorarbeiten für den Einsatz des 4. EEF für 
sämtliche AKP-Staaten und ÜLG. 

— Gleich nach Unterzeichnung des Abkom- 
mens: Einsetzung eines Interimsausschusses 
EWG-AKP durch eine gemeinsame Akte 
EWG-AKP: Vorgesehen in Anhang VII. 

Mit anderen Worten sind folgende Rechtsakte vor- 
zusehen : 

I. Bei der Unterzeichnung des Abkommens EWG- 

AKP 

— Interimsabkommen EWG-AKP (noch auszu- 
arbeiten) 

— gemeinsame Akte EWG-AKP zur Einsetzung 
eines Interimsausschusses (Anhang VII). 


II. Bis zum 31. Januar status quo: 

— Beschluß des Assoziationsrates EWG-AASM 
(Anhang I) 

— Beschluß des Assoziationsrates EWG-Ost- 
afrikanische Länder (Anhang IV) 

— Beschlüsse des Rates über 

• die Agrarverordnung (Anhang II) 

• das Abkommen Mitgliedstaaten/ AASM 
über die EGKS-Erzeugnisse (Anhang III) 

• die Verlängerung des in der Beitrittsakte 
vorgesehenen status quo (Anhang VI). 

III. Vor dem Inkrafttreten des Interimsabkommens 
EWG-AKP: 

— Beschluß des Rates, durch den zu gegebener 
Zeit auszuarbeitende Bestimmungen, die 
denen im Teil Warenverkehr des Interims- 
abkommens vergleichbar sind, auf sämtliche 
ÜLG (Assoziierte und abhängige Gebiete) 
angewandt werden. 


Der Inhalt des Interimsabkommens ist mit 
den AKP-Staaten zu vereinbaren. 
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Entwurf 

Beschlußfassung des Assoziationsrates EWG-AASM betreffend die nach dem 
31. Januar 1975 anzuwendenden Übergangsmaßnahmen 


DER ASSOZIATIONSRAT - 

gestützt auf das am 29. Juli 1969 in Jaunde Unter- 
zeichnete Assoziierungsabkommen, insbesondere auf 
Artikel 62 Absatz 2, 

in dem Bestreben, die Kontinuität der Assoziation 
bis zum Inkrafttreten des Abkommens EWG-AKP 
zu gewährleisten - 


BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Es bleiben nach dem 31. Januar 1975 anwendbar: 

1. die Bestimmungen des Titels I des Abkommens 
über den Warenverkehr, der Protokolle 1 bis 5 
und der Anhänge II, X und XI; 

2. die Bestimmungen des Titels II des Abkommens 
über die finanzielle und technische Zusammen- 
arbeit, der Protokolle 6 und 7 und der Anhänge 
III, IV und XII; 

3. die Bestimmungen des Titels III des Übereinkom- 
mens über Niederlassungsrecht, Dienstleistungen, 
Zahlungs- und Kapitalverkehr und der Anhänge 
V und VI; 

4. Die Bestimmungen des Titels IV des Abkommens 
über die Organe, die Protokolle Nr. 8 und 10 und 
der Anhänge VIII und IX; 


5. die allgemeinen Schlußbestimmungen der Arti- 
kel 56, 57, 60, 62 Absatz 2, 64, 65 und 66 des 
Titels V, das Protokoll Nr. 9 und die Anhänge 
VII, XIII und XIV; 

6. die Beschlüsse des Assoziatiönsrates zur Anwen- 
dung oben genannter Bestimmungen. 


Artikel 2 

Dieser Beschluß gilt bis zum Inkrafttreten der neuen 
sich auf dieselben Bereiche beziehenden Bestimmun- 
gen, jedoch längstens bis zum 30. Juni 1975. 


Artikel 3 

Die assoziierten Staaten, die Mitgliedstaaten und 
die Gemeinschaft sind verpflichtet, die für die Durch- 
führung dieses Beschlusses erforderlichen Maßnah- 
men zu treffen. 


Artikel 4 

Dieser Beschluß tritt am 1. Februar 1975 in Kraft. 
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Entwurf 

Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl über die Eröffnung von 
Zollpräferenzen für die unter die Zuständigkeit dieser Gemeinschaft fallenden 
Erzeugnisse mit Ursprung in den assoziierten afrikanischen Staaten und 
Madagaskar 


DIE VERTRETER DER REGIERUNGEN DER MIT- 
GLIEDSTAATEN DER EUROPÄISCHEN GEMEIN- 
SCHAFT FÜR KOHLE UND STAHL - 

in der Erwägung, daß die Mitgliedstaaten unter- 
einander den Vertrag zur Gründung der Europä- 
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl geschlos- 
sen haben, 

in der Erwägung, daß das Abkommen zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl fallen, und das Abkommen 
zwischen den Mitgliedstaaten des EGKS über den 
Handel mit den ULG mit den Erzeugnissen, die unter 
die Zuständigkeit der EGKS fallen, am 31. Januar 
1975 auslaufen, 

gestützt auf den Beschluß Nr /75 des Asso- 

ziationsrates EWG/AASM und den Beschluß des 

Rates Nr /75 betreffend die ab 1. Februar 1975 

in den Beziehungen zu den AASM und den ÜLG an- 
zuwendenden Ubergangsmaßnahmen, 

in dem Bestreben, autonom und gleichlaufend die 
in dem bestehenden Abkommen vereinbarten Zoll- 
aussetzungen angesichts der laufenden Verhandlun- 
gen zur Erneuerung dieses Abkommens weiterhin 
anzuwenden, 

im Einvernehmen mit der Kommission - 

BESCHLIESSEN : 

Artikel 1 

Ab 1. Februar 1975 werden die Zölle, die in der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung auf die Einfuhr der unter die Zuständig- 
keit der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 


Stahl fallenden Erzeugnisse mit Ursprung in den 
AASM und den ULG anwendbar sind, oder die Er- 
hebungen dieser Zölle ausgesetzt. 


Artikel 2 

Die Vorschriften zur Festlegung der Ursprungsregeln 
für die Anwendung des Assoziierungsabkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den 
AASM und für die Anwendung des Beschlusses des 
Rates Nr. 70/549 vom 29. September 1970 über die 
Assoziierung der ÜLG gelten für die in diesem Be- 
schluß genannten Erzeugnisse. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten beschließen einvernehmlich die 
von einem oder mehreren Mitgliedstaaten oder von 
der Kommission angeregten etwaigen Schutzmaß- 
nahmen. 


Artikel 4 

Dieser Beschluß läuft gleichzeitig mit den Übergangs- 
maßnahmen ab, die Gegenstand des Beschlusses 

Nr /75 des Assoziationsrates EWG/AASM und 

des Beschlusses Nr / 75 des Rates hinsichtlich 

der Assoziierung der ÜLG sind. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten treffen die zur Durchführung 
dieses Beschlusses erforderlichen Vorkehrungen. 
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Entwurf 

Beschluß des Assoziationsrates EWG/Ostafrikanische Länder betreffend die nach 
dem 31. Januar 1975 anzuwendenden Übergangsmaßnahmen 


DER ASSOZIATIONSRAT - 

gestützt auf das am 24. September 1969 in Arusha 
Unterzeichnete Assoziierungsabkommen, insbeson- 
dere auf Artikel 36, Absatz 2, 

in dem Bestreben, die Kontinuität der Assozia- 
tion bis zum Inkrafttreten des Abkommens EWG- 
AKP zu gewährleisten - 

BESCHL1ESST; 

Artikel 1 

Es bleiben nach dem 31. Januar 1975 anwendbar: 

1. die Bestimmungen des Titels I des Abkommens 
über den Warenverkehr, der Protokolle 1 bis 5 
und der Anhänge I, II III, V und VI; 

2. die Bestimmungen des Titels II des Abkommens 
über Niederlassungsrecht und Dienstleistungen; 

3. die Bestimmungen des Titels III des Abkommens 
über Zahlungs- und Kapitalverkehr und des An- 
hangs VI; 

4. die Bestimmungen des Titels IV des Abkommens 
über die Organe und des Anhangs IV; 


5. die allgemeinen und Schlußbestimmungen der 
Artikel 30, 31, 32, 35 Absatz 2, 36, 37 und 38 und 
der Anhänge VIII und IX; 

6. die Beschlüsse des Assoziationsrates zur Anwen- 
dung oben genannter Bestimmungen. 


Artikel 2 

Dieser Beschluß gilt bis zum Inkrafttreten der neuen 
sich auf dieselben Bereiche beziehenden Bestimmun- 
gen, jedoch längstens bis zum 30. Juni 1975, 


Artikel 3 

Die assoziierten Staaten, die Mitgliedstaaten und 
die Gemeinschaft sind verpflichtet, die für die Durch- 
führung dieses Beschlusses erforderlichen Maßnah- 
men zu treffen. 


Artikel 4 

Dieser Beschluß tritt am 1. Februar 1975 in Kraft. 
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Entwurf 

Beschluß des Rates der Europäischen Gemeinschaften betreffend die nach dem 
31. Januar 1975 auf die assoziierten überseeischen Länder und Gebiete 
anzuwendenden Übergangsmaßnahmen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 136, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Beschluß des Rates vom 29. September 1970 
über die Assoziation der ÜLG mit der EWG läuft 
am 31. Januar 1975 aus. 

Die Bestimmungen, die an die Stelle dieses Be- 
schlusses treten sollen, können erst nach diesem 
Zeitpunkt in Kraft treten. 

Bis zu diesem Inkrafttreten ist es wichtig, daß die 
Bestimmungen dieses Beschlusses vorläufig anwend- 
bar bleiben. 


BESCHLIESST : 

Einziger Artikel 

Die Bestimmungen des Beschlusses des Rates vom 

29. September 1970 über die Assoziation der ÜLG 
mit der EWG und seiner Anhänge sowie die zu sei- 
ner Durchführung getroffene Vorkehrung bleiben 
nach dem 31. Januar 1975 bis zum Inkrafttreten der 
Bestimmungen, die an die Stelle dieses Beschlusses 
treten sollen, anwendbar, jedoch längstens bis zum 

30. Juni 1975. 
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Entwurf 

Beschluß des Rates über die Aufrechterhaltung der Bestimmungen von Titel III, 
Kapitel II und Titel IV des Vierten Teils der Akte über die Beitrittsbedingungen und 
die Anpassung der Verträge 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Akte über die Beitrittsbedingun- 
gen und die Anpassungen der Verträge, insbeson- 
dere auf Artikel 1 15 Abs. 3 und 119 Abs. 3, 

nach Stellungnahme der Kommission, 

in der Erwägung, daß die Assoziationsräte, die 
durch das am 29. Juli 1969 in Jaunde Unterzeichnete 
Assoziierungsabkommen zwischen der EWG und 
den AASM und durch das am 24. September 1969 
in Arusha Unterzeichnete Assoziierungsabkommen 
zwischen der EWG und den ostafrikanischen Län- 
dern eingesetzt wurden, die in Artikel 62 des Ab- 
kommens von Jaunde und in Artikel 36 des Asso- 
ziierungsabkommens von Arusha vorgesehenen 
Übergangsmaßnahmen getroffen haben - 


BESCHLIESST: 

Einziger Artikel 

Die in den Artikeln 109 bis 114 und 119 der Bei- 
trittsakte vorgesehenen Regelungen werden bis zum 
Inkrafttreten der neuen diesbezüglichen Bestimmun- 
gen, längstens aber bis zum 30. Juni 1975, beibehal- 
ten. 
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Entwurf 

Gemeinsame Akte der Vertragsparteien über die Einsetzung eines Interims 
Ausschusses EWG-AKP 


Eine gemeinsame Akte der Vertragsparteien (gege- 
benenfalls ein Austausch von Scheiben) über die 
Einsetzung eines Interimsausschusses EWG-AKP 
kann folgende Bestimmungen enthalten: 

1. Der Interimsausschuß hat die Aufgabe, das In- 
krafttreten des Abkommens EWG-AKP vorzu- 
bereiten, und zwar: 

— den Entwurf einer Geschäftsordnung des 
Assoziationsrates und den Entwurf einer Ge- 
schäftsordnung des Assoziationsausschusses 

— die Einzelheiten der Vorlage des Abkom- 
mens im GATT 

— die Ursprungsregeln 

— das System zur Stabilisierung der Ausfuhr- 
erlöse 

— die industrielle Zusammenarbeit 

— die kommerzielle Zusammenarbeit. 

2. Er hat ferner für die Anwendung gewisser Be- 
stimmungen des Abkommens, wenn sie im Rah- 
men des Interimsabkommens EWG-AKP vorzei- 
tig in Kraft treten, einschließlich der diesbezüg- 
lichen Erörterungen und Konsultationen, Sorge 
zu tragen. 

3. Er legt seine interne Verfahrensweise fest. 

4. Er nimmt seine Tätigkeit am Tage der Unter- 
zeichnung des Abkommens EWG-AKP auf. 
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Vorschlag für die Verordnung (EWG) Nr des Rates zur Verlängerung der 

Regelung für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ursprung in den 
assoziierten afrikanische Staaten, Madagaskar und Mauritius, den überseeischen 
Ländern und Gebieten und mit Ursprung in der Vereinigten Republik Tansania, 
der Republik Uganda und der Republik Kenia 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß dem am 29. Juli 1969 Unterzeichneten 
Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und den mit dieser Ge- 
meinschaft assoziierten afrikanischen Staaten und 
Madagaskar 2 ) legt die Gemeinschaft für die einer 
gemeinsamen Marktorganisation unterliegenden 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse, wenn die assoziier- 
ten Staaten ein Interesse an der Ausfuhr dieser 
Erzeugnisse haben, eine Einfuhrregelung für die Er- 
zeugnisse mit Ursprung in diesen Staaten fest, die 
günstiger ist, als die allgemeine Regelung für gleiche 
Erzeugnisse mit Ursprung in dritten Ländern. 

Gemäß dem am 12. Mai 1972 Unterzeichneten Ab- 
kommen über eine Assoziation betreffend den Bei- 
tritt von Mauritius zum Abkommen von Jaunde fin- 
den die Bestimmungen des Abkommens von Jaunde 
auf Mauritius Anwendung. 

Der Beschluß des Rates vom 29. September 1970 
über die Assoziation der überseeischen Länder und 
Gebiete mit der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft 3 ) sieht für die landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse mit Ursprung in diesen Ländern und Gebieten 
gleichartige Bestimmungen vor. 

Das Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Vereinigten Republik Tansania, der Repu- 
blik Uganda und der Republik Kenia 4 ) sieht für 
die landwirtschaftlichen Erzeugnisse mit Ursprung in 
diesen Staaten gleichartige Bestimmungen vor. 

— Die Verordnungen (EWG) Nr. 517/70 des Rates 
vom 17. März 1970 5 ) und Nr. 652/71 des Rates 
vom 30. März 1971 6 ) über die Regelung für 
Rindfleisch mit Ursprung in den afrikanischen 
Staaten und Madagaskar (AASM) oder den über- 
seeischen Ländern und Gebieten (ÜLG) und mit 
Ursprung in der Vereinigten Republik Tansania, 
der Republik Uganda und der Republik Kenia, 


— die Verordnungen (EWG) Nr. 522/70 des Rates 
vom 17. März 1970 7 ) und Nr. 653/71 des Rates 
vom 30. März 1971 8 ) über die Regelung für Ge- 
treide- und Reisverarbeitungserzeugnisse mit Ur- 
sprung in den AASM oder den ÜLG und mit 
Ursprung in der Vereinigten Republik Tansania, 
der Republik Uganda und der Republik Kenia, 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1036/72 des Rates vom 18. Mai 1972 9 ), 

— die Verordnungen (EWG) Nr. 519/70 des Rates 
vom 17. März 1970 10 ) und Nr. 654/71 des Rates 
vom 30. März 1971 u ) über die Regelung für Ver- 
arbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse mit 
Ursprung in den AASM oder den ULG und mit 
Ursprung in der Vereinigten Republik Tansania, 
der Republik Uganda und der Republik Kenia, 

— die Verordnungen (EWG) Nr. 244/71 des Rates 
vom 1. Februar 1971 12 ) und Nr. 655/71 des Rates 
vom 30. März 1971 13 ) über die Regelung für 
Rohtabak mit Ursprung in den AASM oder den 
ULG und mit Ursprung in der Vereinigten Repu- 
blik Tansania, der Republik Uganda und der 
Republik Kenia, 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom S. . . . 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 28. Dezember 1970, S. 2 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 28. Dezember 1970, S. 83 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 28. Dezember 1970, S. 54 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 65 
vom 2. März 1970, S. 1 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 76 
vom 31. März 1971, S, 1 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 65 
vom 21. März 1970, S. 10 

8 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 76 
vom 31. März 1971, S. 2 

9 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1971, S. 18 

10 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 65 
vom 21. März 1970, S. 4 

u ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 76 
vom 31. März 1971, S. 3 

12 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 5. Februar 1971, S. 1 

13 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 76 
vom 31. März 1971, S. 5 
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— die Verordnungen (EWG) Nr. 2738/73 des Rates 
vom 8. Oktober 1973 14 ) zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 859/72 des Rates vom 25. 
April 1972 15 ) und Nr. 2739/73 des Rates vom 
8. Oktober 1973 1(i ) zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 860/72 des Rates vom 25. April 1972 17 ) 
über die Regelung für bestimmte Obst- und Ge- 
müsesorten mit Ursprung in den AASM odei 
den ULG und mit Ursprung in der Vereinigten 
Republik Tansania, der Republik Uganda und der 
Republik Kenia, 

— die Verordnung (EWG) Nr. 656/71 des Rates 
vom 30. März 1971 18 ) f geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1466/72 vom 10. Juli 1972 19 ) 
über die Regelung für Mais mit Ursprung in der 
Vereinigten Republik Tansania, der Republik 
Uganda und der Republik Kenia, 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1316/71 des Rates 
vom 21. Juli 1971 20 ) über die Regelung für 
Fischereierzeugnisse mit Ursprung in den AASM 
oder den ULG, 

— die Verordnung (EWG) Nr. 518/70 des Rates vom 
17. März 1970 21 ) über die Regelung für Ölsaaten 
und Saatenöle mit Ursprung in den AASM oder 
den ULG, 

— die Verordnung (EWG) Nr. 540/70 des Rates vom 
20. März 1970 22 ) über die Regelung für Reis und 
Bruchreis mit Ursprung in den AASM oder den 
ULG, 

— die Verordnung (EWG) Nr. 520/70 des Rates vom 
17. März 1970 23 ) zur Festlegung der Sonderbe- 
stiminungen, die bei der Einfuhr von unter die 
Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallenden Waren 
mit Ursprung in den AASM oder den ULG an- 
wendbar sind, 

— die Verordnungen (EWG) Nr. 521/70 des Rates 
vom 17. März 1970 24 ) und Nr. 245/71 des Rates 
vom 1. Februar 1971 25 ) über Ausnahmebestim- 
mungen und besondere Maßnahmen bei der Ein- 
fuhr bestimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
mit Ursprung in den AASM oder den ULG in 
die französischen Departements, 

wurden aufgrund dieser Verpflichtungen erlassen. 

Infolge der Beschlüsse der Assoziationsräte des 
Abkommens von Jaunde und des Abkommens von 
Arusha betreffend die nach dem 31. Januar 1975 
anzuwendenden Übergangsmaßnahmen werden die 
von der Gemeinschaft gegenüber den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar und gegen- 
über der Vereinigten Republik Tansania, der Repu- 
blik Uganda und der Republik Kenia eingegangenen 
Verpflichtungen bis zum Inkrafttreten der neuen sich 
auf dieselben Bereiche beziehenden Bestimmungen, 
jedoch längstens bis zum 30. Juni 1975, verlängert. 

Mit Beschluß des Rates vom betreffend die 

nach dem 31. Januar 1975 auf die überseeischen 
Länder und Gebiete anzuwendenden Übergangsmaß- 


nahmen werden die Verpflichtungen gegenüber die- 
sen Ländern und Gebieten bis zum Inkrafttreten 
der neuen sich auf dieselben Bereiche beziehenden 
Bestimmungen, jedoch längstens bis zum 30. Juni 
1975, verlängert. 

Die Gründe, die zur Annahme der derzeitigen 
Regelungen geführt haben, bestehen weiter. Daher 
sind diese Regelungen für die Dauer der Verpflich- 
tungen der Gemeinschaft gegenüber diesen asso- 
ziierten Staaten, Ländern und Gebieten beizube- 
halten. 

Die assoziierten Staaten wurden angehört - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 
Der zweite und dritte Absatz 

— von Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 517/70 

— von Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 518/70 

— von Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 519/70 

— von Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 520/70 

— von Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 521/70 

— von Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 522/70 

— von Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 540/70 


14 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 9. Oktober 1973, S. 15 

15 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 101 
vom 28. April 1972, S. 5 

16 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 9. Oktober 1973, S. 16 

17 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 101 
vom 28. April 1972, S. 7 

iS) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 76 
vom 31. März 1971, S. 6 

19 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 12. Juli 1972, S. . . . 

20 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 139 
vom 25. Juni 1971, S. 4 

21 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 65 
vom 21. März 1970, S. 2 

22 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 68 
vom 25. März 1970, S. 1 

23 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 65 
vom 21. März 1970, S. 6 

24 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 65 
vom 21. März 1970, S. 8 

23) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 5. Februar 1971, S. 3 
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und der zweite Absatz 

— von Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 244/71 

— von Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 245/71 

— von Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1316/71 

— von Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 652/71 

— von Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 653/71 

— von Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 654/71 

— von Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 655/71 

— von Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 656/71 

— von Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 859/71 

— von Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 860/71 

werden durch folgenden Absatz ersetzt: 

„Sie gilt: 

— für die Erzeugnisse mit Ursprung in den asso- 
ziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 


und mit Ursprung in der Vereinigten Republik 
Tansania, der Republik Uganda und der Repu- 
blik Kenia bis zum Inkrafttreten der neuen sich 
auf dieselben Bereiche beziehenden Bestimmun- 
gen, jedoch längstens bis zum 30. Juni 1975; 

— für die Erzeugnisse mit Ursprung in den mit 
der Gemeinschaft assoziierten überseeischen Län- 
dern und Gebieten bis zum Inkrafttreten der Be- 
stimmungen, die an die Stelle des Beschlusses 
des Rates vom 29. September 1970 treten sollen, 
jedoch längstens bis zum 30. Juni 1975." 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung. 
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